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e) Die Mitgliedsbetriebe der KOV können gemeinsame 
Einrichtungen zur Überleitung wissenschaftlich-techni­
scher Erkenntnisse schaffen und gemeinsam Speziali­
sten einsetzen sowie die Beratungstätigkeit in den KOV 
organisieren. Dazu sind auch die personellen und ma­
teriellen Kapazitäten der Betriebe und Einrichtungen 
der Nahrungsgüterwirtschaft und des Handels zu nut­
zen bzw. weiter auszubauen.

4. Die Kooperationsverbände unterstützen durch eine den 
wachsenden Anforderungen entsprechende Arbeitsweise 
den staatlichen Entscheidungsprozeß. Auf der Grundlage 
ihrer Kooperationsvereinbarung sichern sie, daß
a) durch die Bevollmächtigtenversammlung Entschei­

dungsgrundlagen und Empfehlungen zur Entwicklung 
der Produktion und Effektivität in der Erzeugnislinie 
den Kooperationspartnern und den staatlichen Organen 
unterbreitet werden,

b) der Kooperationsverbandsrat
— die Beschlüsse und Empfehlungen für die Bevoll­

mächtigtenversammlung mit Hilfe seiner Arbeits­
gruppen und Kommissionen wissenschaftlich be­
gründet erarbeitet,

— mit den staatlichen Organen Grundsatzentscheidun­
gen zur Produktions- und Effektivitätsentwicklung 
in der Erzeugnislinie und den einzelnen Mitglieds­
betrieben vorbereitet,

— im Prozeß der Planung die Übereinstimmung von 
Zweig- und Territorialplanung unterstützt und

— bei der Vorbereitung und Koordinierung des Ver­
tragsabschlusses sowie der qualitativen Gestaltung 
der Wirtschaftsverträge Hilfe leistet,

c) die Arbeitsgruppen und Kommissionen des Koope­
rationsverbandsrates durch analytisch-konzeptionelle 
Arbeit entsprechend ihrer spezifischen Aufgabenstel­
lung in der wissenschaftlichen Entscheidungsvorberei­
tung mitwirken.

II. Maßnahmen zur Einbeziehung der KOV in den staatlichen 
Entscheidungsprozeß

Ausgehend von der differenzierten Aufgabenstellung, der 
Erzeugnisspezifik und dem Entwicklungsstand der Verbands­
arbeit sind durch die Staatsorgane der einzelnen Leitungs­
ebenen die spezifischen Maßnahmen im Leitungs- und Pla­
nungsprozeß festzulegen.

1. Die Ministerien für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirt­
schaft und für Handel und Versorgung sichern
a) die Mitwirkung der KOV im staatlichen Entscheidungs­

prozeß durch erzeugnisspezifische Empfehlungen zur 
Entwicklung der Kooperationsverbände und die Aus­
gestaltung ihrer Kooperationsvereinbarung,

b) die Unterstützung der Fachorgane für Land-, Forst- 
und 'Nahrungsgüterwirtschaft sowie für Handel und 
Versorgung der Räte der Bezirke bei der planmäßigen 
Einbeziehung der KOV in den staatlichen Entschei­
dungsprozeß. 2

2. Die Räte der Bezirke fördern zur Sicherung einer bedarfs­
gerechten effektiven Produktion und höheren Versor­
gungswirksamkeit aller Erzeugnisse die Entwicklung der 
erzeugnisorientierten agrarindustriellen Kooperation in 
den Kooperationsverbänden und ihre umfassende Einbe­
ziehung in die Entscheidungsvorbereitung. Dazu sichern 
sie

a) eine planmäßige Anleitung und Unterstützung der Ver­
bände sowie ihre Einbeziehung in Koordinierungs- und 
Planberatungen, Planverteidigungen, in die Kommis­
sions- und Erzeugnisgruppenarbeit,

b) die Übergabe langfristiger Orientierungen und jährli­
cher Aufgaben für die KOV der einzelnen Erzeugnis­
linien,

c) die Mitarbeit von Kadern der Räte der Bezirke und 
Räte der Kreise in den Kooperationsverbänden.

3. Die Räte der Kreise fördern die aktive Mitarbeit der Mit­
gliedsbetriebe in den KOV durch
a) Einordnung der in den KOV abgestimmten, von den 

Räten der Bezirke bestätigten Produktions- und Lei­
stungskennziffern und Fondsvorgaben in die Pläne der 
Kreise, der AIV, der Kooperationen der LPG und VEG, 
der GPG und der anderen Betriebe der Landwirt­
schaft,

b) Maßnahmen zur Erfüllung der Verträge der LPG und 
GPG mit den Betrieben der Nahrungsgüterwirtschaft 
und des Handels im Rahmen ihrer staatlichen Pläne,

c) Unterstützung der LPG und GPG bei der Erfüllung 
ihrer im Rahmen der Stufenproduktion übernommenen 
Verpflichtungen als Mitgliedsbetriebe in den KOV.

4. Die Räte für Landwirtschaft und Nährungsgüterwirtschaft 
(RLN) unterstützen die Entwicklung der erzeugnisorien­
tierten Kooperation durch die Mitwirkung bei der Vorbe­
reitung und Realisierung von Entscheidungen der Räte 
der Kreise zur Förderung der aktiven Tätigkeit der LPG, 
GPG, VEG und der anderen Betriebe in den KOV.
Die planmäßige Zusammenarbeit der RLN mit den im 
Territorium wirkenden KOV ist über die Einbeziehung 
von Leitungsorganen bzw. Mitgliedern der KOV in die 
Arbeit der RLN, durch Beratungen des RLN zur verti­
kalen Kooperation und andere geeignete Maßnahmen zu 
sichern. Gleichfalls sollten die Kommissionen bzw. Ar­
beitsgruppen des RLN mit denen der KOV eng Zusammen­
arbeiten und auf diese Weise die horizontale und vertikale 
Kooperation effektiv miteinander verbinden.

5. Die Einbeziehung in den staatlichen Entscheidungsprozeß 
erfolgt bei KOV
a) deren Einzugsgebiet im wesentlichen das Territorium 

eines Bezirkes umfaßt, durch die Fachorgane für Land-, 
Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft und für Handel 
und Versorgung des Rates des Bezirkes im Zusammen­
wirken mit den Kombinaten der Nahrungsgüterwirt­
schaft bzw. OGS der Bezirke,

b) deren Einzugsgebiet im wesentlichen die Betriebe des 
Territoriums eines Kreises umfaßt, durch die Fach- 
orgäne für Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirt- 
schaft und für Handel und Versorgung des Rates des 
Kreises,

c) die in einem Bezirk über mehrere Kreise organisiert 
sind, durch die Fachorgane des Rates des Bezirkes oder 
in deren Auftrag durch die Fachorgane eines Rates des 
Kreises,

d) in denen Mitgliedsbetriebe aus mehreren Bezirken Zu­

sammenwirken, durch die Ministerien für Land-, Forst- 
und Nahrungsgüterwirtschaft und Handel und Versor­
gung oder in deren Auftrag durch die Fachorgane der 
Räte der Bezirke in Abstimmung mit den Kombinaten 
der Nahrungsgüterwirtschaft bzw. OGS der Bezirke.
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